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Rentenreform: Wir stehen 
Ihnen Rede und Antwort 

Diskussions- und Aufklä- 
rungsbedarf in der Bevöl- 
kerung sind groß. Denn 
mit einem über zwei Jahre 
andauernden Gesetzge- 
bungsverfahren und stän- 
dig neuen Vorschlägen hat 
die Schröder-Regierung 
die Bürgerinnen und Bür- 
ger tief verunsichert. 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer: Wir starten deshalb 
im Rahmen unserer Renten- 
kampagne die Informations- 
offensive   „Renten-Check". 

Eröffnung der in der Bun- 
desgeschäftsstelle dazu ein- 
gerichteten „Info-Box": noch 
diesen Freitag. 
• In der Woche vom 12. bis 
16. Februar stehen jedem, der 
Fragen hat, täglich von 12.00 
bis 18.00 Uhr ausgewiesene 
Rentenexperten Rede und 
Antwort - Telefonnummer: 
0 1805-1301 31. 
• Parallel zu dieser Hotline 
werden CDU-Politiker eine 
Woche lang in Internet-Chats 

Fortsetzung auf Seite 3 
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'FOLGEN   DER   ÖKOSTEUER 

Schröder lässt Sie ganz 
schön alt aussehen. 
Die Rentner sind doppelte Opfer der rot-grünen Ökosteuer. Sie haben 
keinen Vorteil durch die Senkung der Rentenversicherungsbeiträge. Sie 
tragen die Folgen der gestiegenen Kraftstoff- und Heizölpreise - ohne 
dass ihre Belastungen durch Reparaturmaßnahmen wie Entfernungs- 
pauschale oder Heizkostenzuschuss gemildert würden. 

Mehrbelastung eines Rentnerhaushaltes durch die Ökosteuer: 

Rentner, verheiratet 

Jahresfahrleistung 12.000 km 
Stromverbrauch 2.500 kWh/Jahr 

Heizölverbrauch 2.500 I/Jahr 

Mehrbelastung 

durch höhere 

2003 

Benzinsteuer 224,28 DM 373,80 DM 
Heizölsteuer 116,00 DM 116,00 DM 
Stromsteuer 87,50 DM 112,50 DM 

DM Insgesamt gegenüber 1998 427,78 OM 602,30 

Im Jahr 2001 muss also ein Rentner rund 428 DM an Zusatzbelas- 
tungen verkraften. Und 2003 sind es rund 602 DM - ohne Ausgleich. 

Die nächste Mieterhöhung 
kommt von Schröder 

Heizöl war schon im Herbst 2000 um 78,4 
Prozent teurer als im Vorjahr, Gas um 19,9 
Prozent. Doch der Schrecken setzt sich 
fort: Die nächste Heizkostenabrechnung 
kommt - und sie wird teuer! Die Heizko- 
sten bewegen sich in neue Höhen. Nach 
Angaben des Deutschen Mieterbundes 

müssen Sie mit Mehrkosten bis zu 12 DM 
pro Quadratmeter Wohnfläche rechnen. 
Tipp des Deutschen Mieterbundes: „Rück- 
lagen ansparen". 

Aus unserem „Sparbuch", 
Bestellnummer 5707, 

100 Expl. 22,-DM 
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GESUNDHEIT 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER: 

Wir brauchen dringend einen Neuanfang 
in der Gesundheitspolitik 

Im Bundestagswahl- 
kampf 1998 haben SPD 
und Grüne wider besse- 
res Wissen versprochen, 
im Gesundheitswesen sei 
alles finanzierbar. Die 
Bundesregierung muss 
jetzt einsehen, dass diese 
Politik gescheitert ist. 

Die Ankündigung der 
Gesundheitsministerin, die 
Kollektivhaftung der Ärzte 
für das Arzneimittelbudget 
abzuschaffen, ist nur ein 
längst überfälliger Schritt in 
die richtige Richtung, der 
aber die Probleme nicht löst, 
späte Einsicht, dass die Bud- 
getierung direkt in die Zwei- 
Klassen-Medizin führt. 

Ein Rumdoktern an ein- 
zelnen Symptomen bringt 

uns in keinster Weise wei- 
ter. Von einem wirklichen 
Neuanfang will der Kanz- 
ler aber vor der Wahl 
nichts wissen. 

Die demographische 
Entwicklung ist auch für 
unser Gesundheitssystem 
zunehmend eine Bela- 
stung. Wir treten deshalb 

für einen Neuanfang ein. 
Dieser muss gewährlei- 
sten, dass alle Menschen 
am medizinischen Fort- 
schritt teilhaben können. 
Die Inanspruchnahme 
medizinisch notwendiger 
Leistungen darf keine 
Frage des Geldbeutels 
sein. 

Wir wollen die Eigen- 
verantwortung der Versi- 
cherten stärken. Das be- 
dingt mehr Transparenz 
und individuelle Wahl- 
möglichkeiten für jeden 
Versicherten. Die Men- 
schen entscheiden am be- 
sten selbst darüber, welche 
medizinischen Leistungen 
über die Versicherung ab- 
gedeckt werden sollen. 

Fortsetzung von Seite I 
(www.cdu.de/rente) für Aus- 
künfte zur Verfügung stehen. 
• Die aktuellsten Informa- 
tionen erhalten Sie - wie im- 
mer-per Fax-Abruf: 01805- 
312355048. 
• Für die politische Arbeit 
vor Ort hat die CDU eine neue 
Informationsbroschüre zum 
Thema Rente, den „Renten- 
Check" (Abbildung: Seite 1 
dieser Ausgabe),  und eine 

Wandzeitung vorbereitet. 
Einzelheiten dazu auf den 
Seiten Öffentlichkeitsarbeit 
dieser Ausgabe: 23 und 24. 
• Am Dienstag, den 13. Fe- 
bruar, wird die Vorsitzende 
der Frauen-Union, Rita Süss- 
muth, zusammen mit der 
stellvertretenden Vorsitzen- 
den der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Maria Böhmer, 
die Sonderaktion „Frauen 
und Rente" vorstellen. Den 

Text dazu finden Sie auf den 
Seiten 4 bis 7 dieser Ausgabe. 
• Auf einer eigenen Kampa- 
gnen-Homepage im Internet 
finden Sie - ebenfalls unter: 
www.cdu.de/rente - neben 
unserem umfangreichen In- 
formationsangebot zur Ren- 
tenproblematik die Möglich- 
keit, sich im CDU-Internet- 
Forum mit anderen Interes- 
sierten zum Thema Rente 
auszutauschen. UD 
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1 RENTENREFORM 

ZAHLEN - DATEN - FAKTEN 

Ziele, Forderungen und Auswirkungen 
der Rentenreform aus der Sicht von 

Frauen und Familien 
FAKT IST: Frauen stellen 
mit 11 Mio. Rentnerinnen 
die Mehrheit unter den 17 
Mio. Rentenbeziehern. 

ABER: Ihre Renten und 
Nettoeinkommen sind im 
Durchschnitt deutlich gerin- 
ger als die der Rentner: 

Die durchschnittliche 
Altersrente von Frauen in 
Deutschland beträgt heute 
949 DM. 63 % aller Frauen, 
in Ost und West, erhalten 
eine Altersrente unter 1200 
DM pro Monat. Dies ist 
nicht mehr als das Sozial- 
hilfeniveau! (Quelle: Ren- 
tenversicherungsbericht 
2000) 

WARUM? Auf den Punkt 
gebracht: Kindererziehung 
kostet Frauen Rente! Die 
Rente von Frauen aus der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung und aus anderen 
Versorgungssystemen ist 
um so niedriger, je mehr 
Kinder sie haben: Eine Ehe- 
frau mit drei Kindern ver- 
fügt im Alter nur über ein 
Drittel der Rente einer al- 
leinstehenden Frau ohne 
Kinder. 

DIE UNION FORDERT: 
Kindererziehung stellt einen 
wesentlichen und notwendi- 
gen Beitrag für unser umla- 
gefinanziertes Rentenversi- 
cherungssystem dar. Fami- 
lien erbringen mit ihrer Un- 
terhaltsleistung den ent- 
scheidenden Beitrag für die 
Erziehung und Ausbildung 
der nächsten Generation. 
Auf diese Generationenab- 
folge sind Staat und Gesell- 
schaft in allen Bereichen - 
auch auf dem Gebiet der Al- 
terssicherung - angewiesen. 

Die Union schlägt daher 
ein Konzept vor, das zur bes- 
seren sozialen Absicherung 
von Familien und zum Aus- 
bau der eigenständigen Al- 
terssicherung der Frau führt. 
Frauen müssen insbeson- 
dere durch eine bessere Ver- 
einbarkeit von Familie und 
Beruf günstigere Chancen 
zum Erwerb eigenständiger 
Anwartschaften haben. 
Nachteile in den Renten, die 
aus Kindererziehung re- 
sultieren, müssen ausgegli- 
chen werden. Familienar- 
beit muss deshalb in der 
Rentenversicherung stärker 
honoriert werden. Deshalb 

sollen Zeiten der Kinderer- 
ziehung besser als bisher in 
der Alterssicherung berück- 
sichtigt werden. 
• Für Erziehende, deren Er- 
werbsverläufe aufgrund von 
Kindererziehung unterbro- 
chen sind und die deshalb 
keine ausreichende Alters- 
versorgung aufbauen kön- 
nen, sind Kindererziehungs- 
zeiten für einen Übergangs- 
zeitraum besser als bisher in 
der Rentenversicherung zu 
berücksichtigen. 
• Die Witwen-/Witwer- 
rente soll unter dem Ge- 
sichtspunkt, dass auch der 
hinterbliebene Partner bzw. 
die hinterbliebene Partnerin 
seinen/ihren Anteil am Er- 
werb der ihr zugrundelie- 
genden Rentenanwartschaf- 
ten hat, den Charakter einer 
eigenständigen Sicherung 
erhalten. Folglich soll neben 
der selbst erworbenen Rente 
ein angemessener Teil der 
Rentenanwartschaften aus 
der Hinterbliebenenrente in 
eine neue Ehe mitgenom- 
men werden können. 
• Künftig sollen die Erzie- 
hungsleistungen in der Hin- 
terbliebenensicherung bes- 
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RENTENREFORM 

ser anerkannt werden. Hin- 
terbliebene, die Kinder er- 
ziehen, sollen eine höhere 
Rente erhalten. Dabei sollen 
nicht nur die aktuelle Erzie- 
hung, sondern auch zurück- 
liegende Erziehungsleistun- 
gen rentenrechtlich besser- 
gestellt werden. Die Höhe 
der großen Witwen-/Wit- 
werrente wird daher nach 
der Zahl der Kinder gestaf- 
felt. Der Einkommensfrei- 
betrag von 1.283 DM soll 
weiter dynamisiert werden. 
Werden Kinder erzogen, 
wird der Freibetrag erhöht. 
• Bei der Förderung der ka- 
pitalgedeckten Alterssiche- 
rung soll eine dynamisierte 
Kinderkomponente von zu- 
nächst mindestens 30 DM 
pro Kind und Monat vorge- 
sehen werden. 

SPD-VERSPRECHEN: 

Die SPD ist zur Bundestags- 
wahl mit dem Versprechen 
angetreten, Nachteile für 
Frauen in der Rente zu be- 
seitigen: 

„Die Kürzung des Ren- 
tenniveaus macht viele 
Rentnerinnen und Rentner 
zu Sozialhilfeempfängern. 
Bei Frauenrenten von 
durchschnittlich 900 Mark 
im Monat wird dies beson- 
ders deutlich. So darf man 
mit Menschen, die ein Leben 
lang hart gearbeitet haben, 
nicht   umgehen."   (Quelle: 

SPD-Wahlprogramm für 
die Bundestagswahl 1998) 

DIE REALITÄT: Das Ge 
samtkonzept der Bundesre- 
gierung zur Reform der Ren- 
tenversicherung ist ein Anti- 
Frauen-Programm. Die 
Versprechungen der jetzi- 
gen Regierungsparteien vor 
der Bundestagswahl und im 
Regierungsprogramm ge- 
genüber Familien und 
Frauen werden nicht einge- 
halten. Frauen sind die Ver- 
liererinnen dieser Reform. 
Die bestehenden Nachteile 
für Frauen werden nicht nur 
nicht aufgehoben, sondern 
es werden neue Ungerech- 
tigkeiten geschaffen. An- 
statt die Leistungen für 
Frauen systemgerecht aus- 
zubauen, wird umverteilt. 
Frauen finanzieren Frauen. 

ROT-GRÜNE PLÄNE: 

• Rentenniveau 
GEPLANT: Die Bundesre- 
gierung präsentiert jetzt die 
4. Variante zur Absenkung 
des Rentenniveaus: Ab dem 
Jahr 2011 soll nun von 90 % 
des Bruttoeinkommens bei 
der Rentenberechnung aus- 
gegangen werden. Dies ist 
eine willkürliche Kürzung. 
Laut Bundesregierung 
sinkt das Rentenniveau auf 
68 %. Tatsächlich sinkt das 
Rentenniveau aber auf ca. 
64  %,  da  die   kapitalge- 

deckte   Altersvorsorge   zu 
berücksichtigen ist. 
DAS IST UNGERECHT: 
Diese      Niveauabsenkung 
trifft Frauen doppelt - bei 
der eigenen Rente und bei 
der Witwenrente über die 
abgesenkte Rente des Ehe- 
mannes.   Maßstab  für das 
Rentenniveau ist der Eck- 
rentner  mit  45   Versiche- 
rungsjahren.   Aber  Frauen 
haben weniger rentenrecht- 
liche Zeiten als Männer. Im 
Westen kommen Frauen im 
Durchschnitt auf rund 26 
Jahre, im Osten auf rund 35 
Jahre. (Unter rentenrechtli- 
chen Zeiten versteht man 
u.a. Beitragszeiten, Kinder- 
erziehungszeiten   und   Be- 
rücksichtigungszeiten.) Das 
tatsächliche   Rentenniveau 
vieler Frauen würde daher 
im Jahr 2030 unter 50 % sin- 
ken.  Sinkt das Rentenni- 
veau, sinkt auch die Wit- 
wenrente. Heute erhält eine 
Witwe 60 % der Rente des 
Verstorbenen. Fällt das all- 
gemeine Rentenniveau von 
heute 70 % auf etwas mehr 
als 64 %, wirkt sich dies ent- 
sprechend auf das Niveau 
der Witwenrente aus. 

• Rente nach Mindest- 
einkommen 

GEPLANT: Wer während 
der ersten 10 Lebensjahre 
des Kindes Teilzeit arbeitet 
oder vollerwerbstätig ist, 
aber nur unterdurchschnitt- 
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RENTENREFORM 

lieh verdient (also weniger 
als 54.000 DM brutto im 
Jahr), erhält eine Erhöhung 
der Rentenentgeltpunkte um 
50 % auf maximal 100 % des 
Durchschnittseinkommens. 
Voraussetzung ist aller- 
dings, dass insgesamt 25 
Jahre mit rentenrechtlichen 
Zeiten vorliegen. Ein Rente- 
nentgeltpunkt hat derzeit ei- 
nen Wert von knapp 49 DM. 
Für Frauen, die wegen der 
Erziehung von zwei oder 
mehr Kindern nicht erwerb- 
stätig sein können oder wol- 
len, wird eine Ausgleichs- 
maßnahme nach Auslaufen 
der Kindererziehungszeit 
(also ab dem 4. Lebensjahr 
des Kindes) in Form einer 
Rentengutschrift in Höhe 
von 1/3 Entgeltpunkt pro 
Jahr eingeführt. Diese Gut- 
schrift wird bis zum 10. Le- 
bensjahr des Kindes ge- 
währt. 
DAS IST UNGERECHT: 
Die Kindererziehungslei- 
stung wird in ihrer Höhe un- 
terschiedlich bewertet, ab- 
hängig von Kinderzahl, Er- 
werbstätigkeit und dem da- 
mit verbundenen Verdienst. 
Der Grundsatz „Jedes Kind 
ist gleich viel wert" gilt da- 
mit nicht mehr. 

Benachteiligt werden: 
• Mütter mit einem Kind, 
die nicht erwerbstätig sind. 
Sie werden von der Rege- 
lung ganz ausgeschlossen. 

• Mütter und Väter, die z. B. 
als Alleinerziehende mit 
ihrem Einkommen über dem 
Durchschnittsentgelt lie- 
gen. Für diese wirkt sich das 
Modell überhaupt nicht aus. 
• Erziehende mit Geburten 
vor 1992. Diese werden von 
der Regelung nicht erfasst. 
Für sie gibt es keine Auf- 
wertung der Kindererzie- 
hungszeiten. Damit geht 
die Schere zwischen den 
Frauen, die vor 1992 Kinder 
geboren haben und ein 
Kindererziehungsjahr ange- 
rechnet bekommen, und den 
Frauen, die für ihre nach 
1992 geborenen Kinder drei 
Jahre und zusätzlich die 
Rente nach Mindesteinkom- 
men erhalten, weiter ausein- 
ander. 

• Witwenrente 
GEPLANT: Ehepartnern 
wird eine Wahlmöglichkeit 
zwischen einem Splitting 
und der Witwenrente einge- 
räumt. Beim Splitting wer- 
den die in der Ehe erworbe- 
nen Rentenanwartschaften 
hälftig geteilt. Dies bedeutet 
in der Regel keine Verbesse- 
rung der Alterssicherung. 

Bei der Witwenrente gibt 
es 3 Änderungen: Erstens be- 
trägt sie für zukünftige Fälle 
55 % statt bisher 60 %. Wer 
Kinder erzogen hat, erhält ei- 
nen Zuschlag. Der Zuschlag 
beträgt einen Entgeltpunkt 
für jedes  Kind.  Zweitens: 

Einkommen über den heuti- 
gen Freibetrag 1.283,- DM 
wird monatlich zu 40 % an- 
gerechnet. Aber der Einkom- 
mensfreibetrag wird ab 2002 
eingefroren. Drittens kommt 
hinzu, dass nun alle Ein- 
kunftsarten (mit Ausnahme 
der Einkünfte aus staatlich 
geförderter Altersvorsorge) 
auf die Witwenrente ange- 
rechnet werden. Dies bedeu- 
tet, dass z.B. Zinsen aus 
Sparguthaben oder Einnah- 
men aus Vermietung und 
Verpachtung zukünftig der 
Einkommensanrechnung 
unterfallen. Zwar wird keine 
laufende Rente gekürzt. Für 
Hinterbliebenenfälle, die 
nach Inkrafttreten der Re- 
form eintreten, und für Ehe- 
paare, bei denen der ältere 
Partner am Stichtag nicht 
mindestens 40 Jahre alt ist, 
greifen die Einschnitte bei 
der Witwenrente. 
DAS IST UNGERECHT: 
Zwischen Splitting und Wit- 
wenrente können sich Ehe- 
partner nur richtig entschei- 
den, wenn sie wissen, wer 
zuerst stirbt. Dies ist nicht 
zumutbar. Entscheidet man 
sich etwa für das Splitting 
und stirbt dann derjenige zu- 
erst, der vorher die niedrige- 
ren Anwartschaften hatte, 
erhält der Überlebende nur 
50 % der gemeinsamen An- 
wartschaften und damit we- 
niger eigene Rente als vor 
dem Splitting. 
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Das Einfrieren des Frei- 
betrags bedeutet bei der Wit- 
wenrente langfristig das 
AUS. Die zu berücksichti- 
gende eigene Rente steigt, 
aber der Freibetrag bleibt 
unverändert. So verringert 
sich die Witwenrente, weil 
mehr eigenes Einkommen 
anzurechnen ist. Damit wer- 
den die Hinterbliebenen von 
der Entwicklung der Ein- 
kommen abgekoppelt. Eine 
Anrechnung aller Ein- 
kunftsarten - also auch von 
Zinsen oder Mieteinnahmen 
- widerspricht darüber hin- 
aus dem Ziel der Förderung 
privater Vorsorge. Wer über 
die staatlich vorgegebene 
und geförderte Altersvor- 
sorge hinaus spart, ist der 
Dumme, denn er/sie hat ver- 
geblich gespart. 

Gesamt gesehen zahlen 
Frauen für Frauen. Mit den 
Kürzungen bei der Wit- 
wenrente wird die Aufwer- 
tung der Kindererziehung 
für Teilzeitbeschäftigte fi- 
nanziert. Umverteilung an- 
statt Aufbesserung. Hinzu 
kommt, dass bei der Wit- 
wenrente nicht einmal ei- 
genständige Alterssiche- 
rungsansprüche für Frauen 
entstehen. 

• Private Altersvorsorge 
GEPLANT: Ab dem Jahr 
2002 soll 1 % des Einkom- 
mens für eine private Alters- 
vorsorge   gespart   werden. 

Die Sparquote soll bis 2009 
auf 4 % des Einkommens 
steigen. Unterstützt wird das 
Sparen wahlweise durch 
eine steuermindernde Ab- 
zugsmöglichkeit in Höhe 
von 4 % der Beitragsbemes- 
sungsgrenze oder eine fi- 
nanzielle Zulage. Die Zu- 
lage für Ledige/Verheiratet 
beträgt ab 2009 pro Jahr 300 
DM/600 DM. Pro Kind gibt 
es im Jahr 2002 eine Zulage 
in Höhe von 90 DM. Die 
Kinderförderung soll dann 
bis 2009 auf 360 DM jähr- 
lich ansteigen. 
DAS IST UNGERECHT: 
Nicht alle Familien sind in 
der Lage, die Ansparlei- 
stung zu erbringen. Insbe- 
sondere Familien mit Kin- 
dern, die eigentlich geför- 
dert werden sollen, haben 
höhere Ausgaben und damit 
weniger finanziellen Spiel- 
raum zum Sparen. Die Kin- 
derkomponente beträgt im 
ersten Jahr (2002) nur 7,50 
DM pro Kind und Monat. 
Dieser Betrag versetzt El- 
tern nicht in die Lage, ange- 
messen und zeitig einen so- 
liden Grundstock in der pri- 
vaten Altersvorsorge auf- 
zubauen. Die Förderung hat 
eine deutliche Schieflage 
für Frauen: Sie müssen 
höhere Prämien in der pri- 
vaten Altersvorsorge zah- 
len, um die gleichen Lei- 
stungen wie Männer zu 
erhalten. Da die finanziel- 

len Zulagen diese Tatsache 
nicht berücksichtigen, wer- 
den Frauen sich mit we- 
niger Absicherung im Alter 
begnügen müssen. Bereits 
bestehende Altverträge 
können nur unter erschwer- 
ten Bedingungen in das 
Konzept zur Förderung der 
privaten Vorsorge mit 
einbezogen werden. Im 
schlimmsten Fall werden 
diese Verträge nicht aner- 
kannt! Auch die Probleme 
des Umgangs mit der priva- 
ten Vorsorge im Schei- 
dungsfall und die besonde- 
ren Probleme der Alleiner- 
ziehenden sind noch unzu- 
reichend behandelt. 

FAZIT: Die Rentenreform 
der Bundesregierung ist ein 
Anti-Frauen-Programm. 

Eine Rentenreform, die 
nahezu zwei Drittel der Ren- 
tenempfänger- und das sind 
mit 11 Millionen die Rent- 
nerinnen - zutiefst unge- 
recht behandelt, ist eine ver- 
fehlte Reform. 

Ein Argumen- 

tationspapier der 

stellvertretenden 

Vorsitzenden der 

CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion, Maria 

Böhmer, aus der 

Reihe „Standpunkte" 

der Fraktion 
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*ZUWANDERUNG 

MINISTERPRäSIDENT   PETER   MüLLER: 

Wir brauchen ein Gesamtkonzept 
statt weiterer GreenCard-Flops 

Zur Ankündigung von 
Bundeskanzler Schröder, 
die so genannte Green- 
Card-Regelung jetzt auch 
- über den IT-Bereich hin- 
aus - auf andere Branchen 
auszuweiten, erklärte der 
Vorsitzende der CDU-Ein- 
wanderungskommission, 
Ministerpräsident Peter 
Müller, am 3. Februar: 

Dieser zuwanderungspo- 
litische Aktionismus kann 
nicht darüber hinwegtäu- 
schen, dass das bisherige 
GreenCard-Kontingent von 
insgesamt 10000 IT-Spe- 
zialisten gerade mal zur 
Hälfte abgerufen wurde, 
mithin der erhoffte Ansturm 
von Software-Spezialisten 
aus Nicht-EU-Ländern auf 
deutsche Arbeitsplätze bis- 
lang ausgeblieben ist. 

Es fehlt immer noch 
eine zufrieden stellende 

Regelung für alle 

Ursache für diesen 
GreenCard-Flop ist, dass es 
noch kein zuwanderungs- 
politisches Gesamtkonzept 
gibt, das den Aufenthaltssta- 
tus, die Aufenthaltsdauer, 
die Bedingungen des Fami- 

liennachzugs sowie die Rah- 
menbedingungen für die 
umfassende Integration die- 
ser umworbenen ausländi- 
schen Fachkräfte für alle zu- 
friedenstellend regelt. 

Wenn man sieht, dass 
und wie z.B. die USA die 
Bedingungen für die Auf- 
nahme und Integration öko- 
nomisch bedingter Zuwan- 
derer regeln, dann verwun- 
dert es nicht, dass der soge- 
nannte „IT-Inder" für sich 
und seine Familie bessere 
Lebensbedingungen und 
Entwicklungsperspektiven 
in einem Land mit offen- 
sichtlich weniger begrenz- 
ten Möglichkeiten als 
Deutschland sieht. Dies 
muss uns nicht nur unter 
standortpolitischen, son- 
dern auch unter gesell- 
schaftlichen Gesichtspunk- 
ten zu denken geben. Selbst- 
verständlich müssen wir für 

die qualifizierten Fachkräfte 
aus dem Ausland, die die 
deutsche Wirtschaft im 
zunehmenden weltweiten 
Wettbewerb braucht, noch 
in diesem Jahr attraktive 
aufenthaltsrechtliche und 
integrationspolitische Rah- 
menbedingungen schaffen. 
Dies muss aber im Rahmen 
eines Gesamtkonzeptes ge- 
schehen, das eine vernünf- 
tige Balance zwischen öko- 
nomisch und humanitär be- 
dingter Zuwanderung ge- 
währleistet. 

Wir erwarten qualifi- 
zierte Fachkräfte von 

den Hochschulen 

Weiterhin notwendig 
sind darüber hinaus ver- 
stärkte Anstrengungen in 
den Bereichen berufliche 
Bildung, Hochschule und 
Weiterbildung. Dabei geht 
es nicht nur darum, die Zahl 
der Studienplätze an den 
Universitäten, Fachhoch- 
schulen und Berufsakade- 
mien im gesamten naturwis- 
senschaftlichen und techni- 
schen Bereich deutlich zu 
erhöhen und dort zusätzli- 
che    Lehrkapazitäten    zu 
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schaffen. Auch die Ausbil- 
dungsbedingungen an den 
Hochschulen müssen so ge- 
staltet werden, dass dem Ar- 
beitsmarkt möglichst bald 
qualifizierte Fachkräfte zur 
Verfügung gestellt werden 
können. 

Wir werden alle Tatbe- 
stände der Einwande- 
rung berücksichtigen 

Mit einer neuerlichen 
GreenCard-Aus weitung 
will sich Schröder offen- 
sichtlich aus der Verant- 
wortung für ein zuwande- 
rungs- und integrations- 
politisches Gesamtkonzept 
herausmogeln. Sein Ver- 
trauen in die Arbeit der von 
ihm eingesetzten Regie- 
rungskommission, die ja bis 
Mitte des Jahres ein solches 
Gesamtkonzept vorlegen 
sollte, scheint angesichts 
solcher Schnellschüsse 
nicht sehr ausgeprägt zu 
sein. Dies wird jedoch die 
CDU nicht davon abhalten, 
ihrerseits ein schlüssiges 
Gesamtkonzept zur Steue- 
rung und Regelung der Zu- 
wanderung vorzulegen, das 
alle Tatbestände der Ein- 
wanderungsproblematik er- 
fasst - auch den der ökono- 
misch erwünschten Zuwan- 
derung zur Deckung des 
heimischen Arbeitsmarkt- 
bedarfs. 

GLÜCKWÜNSCHE AN BISCHOF LEHMANN 

Ein ermutigendes Zeichen 
Im Namen der CDU hat 
die Parteivorsitzende Bi- 
schof Karl Lehmann zur 
Verleihung der Kardi- 
nalswürde gratuliert. 

Angela Merkel: „Ich 
freue mich, dassdie Stimme 
der Katholischen Kirche in 
Deutschland auf der Ebene 
der Weltkirche durch Sie 
und Ihren Mitbruder Erzbi- 
schof Dr. Degenhardt wei- 
teres Gewicht erhält. Zu- 
gleich sehe ich in dieser Be- 
rufung ein ganz persönli- 
ches Zeichen der Anerken- 
nung für Ihr verdienstvolles 
Wirken als Oberhirte der 
Diözese Mainz und als Vor- 
sitzender der Deutschen Bi- 
schofskonferenz." 

Hermann Kues, Beauf- 
tragter der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion für 
Kirchen und Religionsge- 
meinschaften, hat die Ver- 
leihung der Kardinals- 
würde an Bischof Leh- 
mann „ein Zeichen der Er- 
mutigung für christliche 
Politiker" genannt. 

Für den Evangelischen 
Arbeitskreis (EAK) hat 
dessen Vorsitzender, Jo- 
chen Borchert, seine Gra- 
tulation mit der Erwartung 
verbunden, dass durch die 
Ernennung Lehmanns „die 
Ökumene in Deutschland 
auch auf höchster Ebene 
wieder mehr Fahrt aufneh- 
men kann". 

Merz: Reine Marktmaßnahme 
Tiermedizinisch ist die Be- 
seitigung von 400.000 Rin- 
dern nicht begründet. Sie ist 
eine reine Marktmaß- 
nahme. Damit zeigt sich, 
wie wir in der Agrarpolitik 
Tiere zum Massengut her- 
abgewürdigt haben. Ich 
habe mit dieser Massen- 
schlachtung allergrößte 
Probleme. Ich stelle mir die 
Frage: Wie gehen wir ei- 
gentlich mit Mitgeschöpfen 
um ? Hier kommt eine Deka- 

denz der Industriegesell- 
schaft zum Ausdruck, die 
ich einfach widerwärtig 
finde. Deshalb stellt sich 
hier auch die Frage nach 
der Glaubwürdigkeit einer 
grünen Ministerin. Hätten 
sich die Grünen mit ihrem 
Wunsch nach einer Veran- 
kerung des Tierschutzes im 
Grundgesetz durchgesetzt, 
dann wäre die Keulung von 
400.000 Rindern klar ver- 
fassungswidrig. UD 
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Ohne neue Impulse 
• Auch wenn die regie- 
rungsamtliche Wachstums- 
prognose zu optimistisch ist: 
Deutschland kann in diesem 
Jahr mit einer robusten Kon- 
junktur rechnen. Gunnar 
Uldall, wirtschaftspoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU zum Jahreswirtschafts- 
bericht: „Leider jedoch kei- 
ne Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt. Hier wirken 
sich die marktwidrigen Ein- 
griffe von Rot-Grün und der 
mangelnde Mut zu Refor- 
men verhängnisvoll aus." 
Was wir brauchen: • Locke- 
rung des überregulierten Ar- 
beitsrechts • niedrigere Ar- 
beitslosenversicherungsbei- 
träge • effektivere Arbeits- 
beschaffungsprogramme • 
mehr Freiraum für betriebli- 
che Vereinbarungen im Ta- 
rifvertragsrecht. 

Nach wie vor ratlos 
• Die Bundesregierung will 
die im Jahreswirtschaftsbe- 
richt als „weiterhin verhal- 
ten" eingeschätzte Entwick- 
lung in den neuen Bundes- 
ländern „weiterhin wir- 
kungsvoll unterstützen". Sie 
fordert aber gleichzeitig 
„weiterhin nicht nachlas- 
sende Anstrengungen der 
Unternehmen, der Arbeit- 
nehmer, der Länder und 
Kommunen". Günter Noo- 
ke, Sprecher der CDU-Ab- 
geordneten der neuen Län- 

der: „Wieder einmal erweist 
sich die versprochene Hilfe 
beim Aufbau Ost als leere 
Ankündigung. Tatsache ist 
nämlich: Die Bundesregie- 
rung hat die Strukturförde- 
rung für Ostdeutschland in 
diesem Haushaltsjahr um 
300 Millionen Mark ge- 
kürzt." 

Gescheitert 
• Die neue Gesundheitsmi- 
nisterin Ulla Schmidt will 
den kollektiven Regress der 
Ärzte bei Überschreitung 
der Arzneimittelbudgets ab- 
schaffen. Sie gesteht damit 
ein: Das Kernelement der 
rot-grünen Gesundheitsre- 
form ist gescheitert. Der 
stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Horst Seehofer, 
und der Vorsitzende der 
Arbeitgruppe Gesundheit, 
Wolfgang Lohmann, be- 
grüßen die gleichzeitig an- 
gekündigte Rückkehr zu 
arztindividuellen Richtgrö- 
ßen, die es bereits 1997 gab: 
„Ein gutes Signal für Patien- 
ten und Ärzte und für einen 
Neuanfang in der deutschen 
Gesundheitspolitik." 

Endlich handeln! 
• Immer wieder werden 
Termine verschoben oder 
sogar gestrichen. Gibt es das 
Bündnis für Arbeit eigent- 
lich noch? Dabei sind immer 
noch viel zu viele Menschen 

ohne Beschäftigung. Die 
neuesten Arbeitsmarktzah- 
len für Januar sprechen eine 
deutliche Sprache. Vor al- 
lem drei Entscheidungen 
müssen schnell getroffen 
werden: • Wir brauchen ei- 
nen Durchbruch bei der Be- 
teiligung der Beschäftigten 
an Kapital und Ertrag der 
Unternehmen. • Wir brau- 
chen endlich den großen 
Wurf beim Kombilohn. • 
Wir müssen das Beschäfti- 
gungspotential bei der Zeit- 
arbeit erschließen. Gerald 
Weiß, Vorsitzender der Ar- 
beitnehmergruppe der CDU/ 
CSU: „Die Arbeitslosen er- 
warten vom Bundeskanzler, 
dass er aktiv wird. Konkrete 
politische Maßnahmen sind 
gefragt." 

Reine Politshow 
• Vor Vertretern der rhein- 
land-pfälzischen Wirtschaft 
hat Bundeskanzler Schröder 
einmal mehr die Mittel- 
standsfreundlichkeit der Po- 
litik seiner Regierung her- 
vorgehoben. Dabei ver- 
schweigt er: • dass die rot- 
grüne Steuerreform die Per- 
sonengesellschaften, die 
verbreitetste Organisations- 
form mittelständischer Be- 
triebe, erst 2005 voll entla- 
sten wird, • dass die einge- 
führte Senkung der degressi- 
ven Abschreibung von 30 
auf 20 Prozent zu einer 
Mehrbelastung   vor   allem 
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mittelständischer Betriebe 
von fast 13 Milliarden Mark 
führt. Den voraussetzungs- 
losen Teilzeitanspruch von 
Arbeitnehmern hat Schröder 
erst gar nicht angesprochen. 
Hansjürgen Doss, mittel- 
standspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Immer 
nach demselben Muster: 
Rot-Grün umwirbt und 
täuscht den Mittelstand." 

Neu festsetzen 
• Der Umgang der rot-grü- 
nen Bundesregierung mit 
den Erlösen aus der UMTS- 
Versteigerung verstößt ge- 
gen das Grundgesetz. 100 
Milliarden Mark Erlöse plus 
15 Milliarden Mark Zinser- 
sparnis - diesen gesamten 
Betrag hat Eichel dem Bun- 
deshaushalt zugeschlagen. 
Unsere Verfassung sieht et- 
was anders vor: „Die Anteile 
von Bund und Ländern an 
der Umsatzsteuer sind neu 
festzusetzen, wenn sich das 
Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben 
wesentlich anders ent- 
wickelt." Darauf nimmt 
auch ein Gutachten Bezug, 
das die Länder Bayern, Ba- 
den-Württemberg und Hes- 
sen bei dem Münchner Ver- 
fassungsrechtler Prof. Ste- 
fan Korioth in Auftrag gege- 
ben haben. Es stellt außer- 
dem zweierleich fest: • Die 
ohne eigenen Aufwand ein- 
genommenen       Lizenzge- 

bühren erhöhen die Bundes- 
einnahmen um ein Fünftel. 
Das ist „wesentlich". • Bei 
den Kommunen entstehen 
erhebliche Steuerausfälle. 
Da nämlich die UMTS-Un- 
ternehmen über 20 Jahre die 
Lizenzkosten von den Kör- 
perschaft- und Gewerbe- 
steuern absetzen können, 
trifft das direkt Kreise, 
Städte und Gemeinden. Pe- 
ter Götz, kommunalpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU: „Ich fordere die Bun- 
desregierung auf, die Kom- 
munen umgehend an den 
UMTS-Erlösen zu beteili- 
gen. Der Raubbau an den ge- 
meindlichen Haushalten 
muss unverzüglich auf- 
hören." 

Glückwunsch! 
• Gerade noch rechtzeitig 
vor den anstehenden Castor- 
transporten ist Bundesum- 
weltminister Trittin zu einer 
überfälligen Einsicht ge- 
kommen. Er hat die nieder- 
sächsischen Grünen davor 
gewarnt, Proteste gegen die 
Transporte nach Gorleben 
zu unterstützen: • Der 
Rücktransport des deut- 
schen Atommülls aus dem 
französischen La Hague ist 
notwendig. • Eine weitere 
Lagerung in Frankreich ist 
unzulässig. • Die sicher- 
heitstechnischen Vorausset- 
zungen für die Transporte 
sind   erfüllt.   Kurt-Dieter 

Grill, Berichterstatter Ener- 
giepolitik der CDU/CSU: 
„Trittin bestätigt damit end- 
lich die Politik von CDU/ 
CSU. Wir kommen damit in 
der Frage eines vernünftigen 
Umgangs mit der Kernen- 
ergie einen kleinen Schritt 
weiter." 

Vereinheitlichen 
• Wie eine Studie über die 
Abschätzung des Risikos 
„transgener Pflanzen" zeigt, 
ist der Nachweis von gen- 
technischen Bestandteilen in 
Lebensmitteln bisher nicht 
eindeutig und standardisiert 
geregelt. Da sich bei ver- 
feinerten Analyse verfahren 
die Nachweisgrenze bis zur 
Feststellung kleinster Spu- 
ren verschoben hat, sind die 
Ergebnisse „stark zufallsa- 
bhängig" und verunsichern 
Hersteller, Lebensmittel- 
überwachung und Konsu- 
menten. Helmut Heiderich, 
Berichterstatter der CDU/ 
CSU für Gentechnik schlägt 
vor, die bisher nur für Mais 
und Sojaprodukte gültige 1 - 
Prozent-Grenze für zufällige 
und unvermeidbare Verun- 
reinigung auch auf alle ande- 
ren Bereiche der Abgren- 
zung von gentechnischen In- 
haltsstoffen auszudehnen: 
„Die baldige Durchsetzung 
einer solchen Regelung 
würde Verunsicherung ab- 
bauen und Verlässlichkeit 
schaffen." UD 
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1 ARBEITSMARKT 

BIRGIT   SCHNIEBER -JASTRAM   UND   KARL-JOSEF   LAUMANN: 

Kritik ohne Häme - vier Fragen 
zur Arbeitsmarktpolitik 

Zu den neuesten Erwerbs- 
losenzahlen erklärten die 
Parlamentarische Ge- 
schäftsführerin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und der sozialpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Jeder Erwerbslose weni- 
ger in diesem Land bedeutet 
zweifelsohne ein positives 
Signal. Insofern ist der 
Rückgang gegenüber dem 
Vorjahr zu begrüßen. Den- 
noch zeigt der erneute An- 
stieg um mehr als 280.000 
Arbeitslose gegenüber De- 
zember 2000 auf über 4 Mil- 
lionen Erwerblose die offen- 
sichtlichen Versäumnisse 
der Bundesregierung auf: 
• Vor dem Hintergrund ei- 
nes prognostizierten Wirt- 
schaftswachstums von fast 
drei Prozent und einer den 
Arbeitsmarkt entlastenden 
demographischen Entwick- 
lung erscheinen die Fort- 
schritte bei der Verringerung 
der Arbeitslosigkeit mager. 
Im europäischen Vergleich 
liegt Deutschland bei Abbau 
der Erwerbslosigkeit auf ei- 
nem der hinteren Plätze. 
Wir fragen die Bundesre- 
gierung: Wo ist das umfas- 
sende Konzept zur Arbeits- 

marktpolitik, das auch unter 
weniger glücklichen ökono- 
mischen Rahmenbedingun- 
gen eine zufriedenstellende 
Entwicklung der Erwerbslo- 
senzahlen fördert und den 
Anschluss an die positive 
Entwicklung der anderen eu- 
ropäischen Staaten sicher- 
stellt? 
• In den neuen Bundeslän- 
dern stagniert die Erwerbs- 
losenzahl seit Bestehen der 
rot-grünen Bundesregie- 
rung auf hohem Niveau. 
Dies belegen auch die neue- 
sten Zahlen. 
Wir fragen die Bundes- 
regierung: Wann endlich 
und mit welchen konkreten 
Programmen will die Bun- 
desregierung darangehen, 
die enorm hohe strukturelle 
Arbeitslosigkeit in den öst- 
lichen Bundesländern zu 
senken? 
• Arbeitslose haben bereits 
ab dem 45. Lebensjahr sehr 
schlechte Chancen, wieder 
in das Erwerbsleben zurück- 
zukehren. Die Bundesregie- 
rung erweckt den Eindruck, 
sogenannte „ältere" Er- 
werbslose abgeschrieben zu 
haben: Außer der Abschie- 
bung in Frühverrentung und 
erleichterten   Arbeitslosen- 

bezug sowie einem undurch- 
sichtigen und strukturlosen 
„50 plus"-Programm fällt ihr 
nichts ein. 
Wir fragen die Bundesre- 
gierung: Wo sind konstruk- 
tive und substantielle Vor- 
schläge zum Abbau der Er- 
werbslosigkeit    der    Men- 
schen über 45 Jahre? 
• 43 Milliarden DM wurden 
allein im Jahr 2000 für die 
aktive   Arbeitsmarktpolitik 
ausgegeben.     Äußerungen 
der Bundesregierung lassen 
jedoch klar erkennen, dass 
diese selbst nur oberfläch- 
lich über die Verwendung 
der Gelder informiert ist. 
Insofern  fragen  wir  die 
Bundesregierung (und wer- 
den diese Frage in dieser 
Woche auch detailliert in ei- 
ner Kleinen  Anfrage stel- 
len): Inwieweit ist die Bun- 
desregierung über den Ver- 
bleib der 43 Milliarden für 
den  zweiten   Arbeitsmarkt 
im Bilde und welche An- 
strengungen hat die Bundes- 
regierung unternommen, um 
über eine effektivere Ver- 
wendung der Mittel mehr 
Menschen eine Chance über 
Qualifizierungs-   und   Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnah- 
men zu geben? UD 
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NEUEN STREIT mit den 
Ländern werden die aus dem 
Bundesfinanzministerium 
bekannt gewordenen Grund- 
sätze zum künftigen Finanz- 
ausgleich zwischen Bund und 
Ländern provozieren. So ist 
der Bund zwar bereit, die Kre- 
dittilgung und die Zinsen des 
Anfangs der 90er Jahre gebil- 
deten Fonds Deutsche Einheit 
zu übernehmen. Dafür ver- 
langt Eichel aber von den 
Ländern höhere Anteile an 
der Umsatzsteuer zurück. 

ÄRZTE WARNEN vor Ge 
fährdung der Patientenver- 
sorgung in Krankenhäusern. 
Anlass: die geplante Ein- 
führung einer neuen Kran- 
kenhausfinanzierung ab 2003 
- insbesondere, wenn bei den 
vorgesehenen Fallpauscha- 
len zur Vergütung der sta- 
tionären Behandlung nicht 
die tatsächliche Arbeitzeit der 
Ärzte einschließlich ihrer 
Überstunden berücksichtigt 
werde. Die zu erwartenden 
Erlöse aus den Pauschalen 
werden nicht ausreichen, um 
den Personalbedarf zu finan- 
zieren. 

MASSIVE öffentliche Pro- 
teste gegen die von der Bun- 
desregierung geplante Re- 
form des Betriebsverfas- 
sungsgesetz hat der Zentral- 
verband des Deutschen Hand- 
werks (ZDH) angekündigt. 
Handwerkspräsident   Dieter 

Philipp: „Wir werden einer 
Wahl von Betriebräten nur in 
Unternehmen mit mehr als 50 
Beschäftigten zustimmen." 
Was Rot-Grün vorhat, be- 
deute höhere Kosten und den 
Verlust von Arbeitplätzen. 

LADENDIEBE sofort noch 
an Ort und Stelle bestrafen - 
damit wurde vor drei Mona- 
ten in Bayern erfolgreich ein 
Modellversuch gestartet. Ju- 
stizminister Manfred Weiß: 
„Wir haben rund 100 auf fri- 
scher Tat ertappt und zu einer 
Geldbuße - immer das Neun- 
fache des gestohlenen Wa- 
renwerts - verurteilt." Strafe 
auf dem Fuße senke die Wie- 
derholungsgefahr. Die häufi- 
ger in die Läden gerufenen 
Polizisten schrecken pozen- 
zielle Diebe wirksam ab. 

BAUSPARKASSEN spie 
len die führende Rolle bei der 
Finanzierung von Wohnun- 
gen und Häusern. Dabei ha- 
ben die Institute ihren Markt- 
anteil im vergangenen Jahr 
von 22,2 auf 27,3 Prozent er- 
höht und mehr als 73 Milliar- 
den Mark ausgezahlt. 268 
Milliarden Mark haben alle 
Kreditinstitute und Lebens- 
versicherungen zusammen 
aufgebracht, 17,8 Prozent 
weniger als im Vorjahr. 

INVESTITIONEN in Höhe 
von 30 Milliarden Mark sind 
nötig, um einen drohenden 

Verkehrskollaps an deut- 
schen Flughäfen zu vermei- 
den. Hauptgeschäftsführer 
des BundesverbandsderBau- 
industrie, Michael Knipper: 
„Die Verkehrsminister von 
Bund und Ländern dürfen 
den Ausbau der Start- und 
Landbahnkapazitäten nicht 
dem ökologischen Zeitgeist 
opfern." Zur Finanzierung: 
„Wenn die öffentlichen 
Haushalte dazu nicht in der 
Lage sind, muss eben die Pri- 
vatisierung der Flughäfen 
vorangetrieben werden." 

AN DEN PRANGER sol 
len künftig nach Meinung der 
Verbraucherschützer die 
„schwarzen Schafe" der Le- 
bensmittelbranche. Um die 
korrekte Kennzeichnung von 
Produkten zu garantieren, sei 
die Nennung des Herstellers 
besonders wirksam - wobei 
es im übrigens unerheblich 
sei, ob der Hersteller vorsätz- 
lich oder fahrlässig gehandelt 
habe. 

ERZIEHUNGshilfen  vom 
Staat haben 1999 rund 
206.000 junge Menschen er- 
halten: vier Prozent mehr als 
1998. Knapp 90.000 unter 27 
Jahren wurden stationär in 
Heimen erzogen. Der Aus- 
länderanteil betrug acht Pro- 
zent. Jede fünfte Hilfe wurde 
auf Wunsch des volljährigen 
Betroffenen oder seiner El- 
tern vorzeitig abgebrochen. 
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1 ENERGIE 

GUNNAR     ULDALL 

Schluss mit der unsozialen 
Verteuerung der Energie 

G unnarUlclall: Nur km zeZeit ha- 
ben die Verbraucher von sinken- 
den Preisen profitiert. Die Pläne 
der rot-grünen Regierung werden 
von diesem Vorteil bald nichts 
mehr übrig lassen. 

Der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion er- 
klärte in der Energiede- 
batte im Plenum des Deut- 
schen Bundestages: 

Vor   3    Jahren    haben 
CDU/CSU und F.D.P. die 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER: 

Schröder hat die Chancen 
des Wachstums verschenkt 

Die jetzt bekannt gewor- 
denen Arbeitsmarktzah- 
len stellen der Bundesre- 
gierung ein miserables 
Zeugnis aus. Trotz kon- 
junkturellen Wachstums 
sind die Arbeitslosenzah- 
len deutlich gestiegen. 

Auch der Stellenbe- 
stand hat sich saisonberei- 
nigt spürbar verschlech- 
tert. Vor allen ist die Lage 
in den neuen Bundeslän- 
dern verheerend: Die Ar- 
beitslosenquote ist mehr 
als doppelt so hoch wie im 
Westen - und keine Trend- 
wende in Sicht. 

Es stellt sich die Frage, 
wie vor dem Hintergrund 
bundesweit gleicher wirt- 
schaftlicher Rahmendaten, 

die Arbeitslosenquote in 
Baden-Württemberg 5,2 
Prozent, im Bundesdurch- 
schnitt 10 Prozent und in 
Sachsen-Anhalt 21,2 Pro- 
zent betragen kann. Alle 
haben die gleichen Instru- 
mente in der Hand, offen- 
sichtlich werden diese von 
den einen mehr, von den 
anderen weniger erfolg- 
reich angewandt. 

Die CDU hat klare Vor- 
schläge präsentiert, um vor 
allem Langzeitarbeitslose 
und ältere Menschen wie- 
der in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Dazu gehören 
ein modifizierter Kündi- 
gungsschutz und die stär- 
kere Flexibilisierung der 
Tarifverträge. 

Strom- und Gasmonopole 
geknackt und die Märkte 
dem Wettbewerb geöffnet. 
Für kurze Zeit konnten pri- 
vate Verbraucher und Un- 
ternehmen von deutlich sin- 
kenden Preisen profitieren. 
Allein auf dem Strommarkt 
waren dies 1998 und 1999 
jeweils rund 15 Mrd. DM, 
davon 4 Mrd. DM im Haus- 
haltskundenbereich - eine 
gewaltige Summe. 

Still und leise werden 
dem Verbraucher 

zusätzliche Belastungen 
aufgedrückt 

Wenn es nach den Plä- 
nen der rot-grünen Regie- 
rung geht, wird davon bald 
nichts mehr übrig sein. 
Schamlos wird hier in die 
Taschen der Bürger gegrif- 
fen. Bereits heute betragen 
die neuen Belastungen aus 
EEG und K WK* 4 Mrd. DM 
und aus der Stromsteuer 11 
Mrd. DM. 

Still und leise sind den 
Verbrauchern zusätzliche 
Belastungen in Höhe von 
einem zusätzlichen Punkt 
Mehrwertsteuer aufge- 
drückt worden. Ein durch- 
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ENERGIE 

BELASTUNGEN   EINES   4 - P E R S 0 N E N H A U S H A LTS   DURCH 

DIE   ENERGIEPOLITIK   DER   BUNDESREGIERUNG 

Stromsteuer 
inkl. Mehrwertsteuer 16% 

Erneuerbare-Energien-Gesetz 
Kraft-Wärme-Kopplung 
inkl. Mehrwertsteuer 16% 

Heizöl 
inkl. Mehrwertsteuer 16% 

Sonstige Mehrkosten 
(Energiemehrkosten der 
Versorgungs-, Entsorgungs- 
und Straßenreinigungs- 
gebühren, ÖPNV) 
inkl. Mehrwertsteuer 

Ökosteuer auf Kraftstoffe 
inkl. Mehrwertsteuer 16% 

Summe 

Mehrbelastung in Pf/kWh 
bzw. Pf/1 im Vergleich 

Mehrbela 
imV 

zu 

stung in DM 
ergleich 

zu 1998 1998 

2000 2001 2000 2001 

2,5 3 125,00 
145,00 

150,00 
174,00 

0,3 
0,25 

0,3 
0,25 

15,00 
12,50 
31,90 

15,00 
12,50 
31,90 

4 4 100,00 
116,00 

100,00 
116,00 

12 18 

60,00 ca.  72,00 

135,64 203,46 
157,34 236,01 

510,24 ca. 630,00 

Quelle: DIW: Verkehr in Zahlen, Haus & Grund Deutschland, VDEW sowie eigene Berechnungen 

Annahmen: 
Wohnungsgröße: 100,0 qm 
Durchschnittlicher Stromverbrauch pro Jahr: 5.000,0 kWh 
Durchschnittlicher Heizölverbrauch pro Jahr: 2.500,01 

Durchschnittsverbrauch (Otto-Motor): 8,9 1/100 km 
Durchschnittliche Fahrleistung pro Jahr 12.700,0 km 

schnittlicher Vier-Perso- 

nen-Haushalt muss durch 

die Energiepolitik der Bun- 
desregierung im Vergleich 
zu 1998 in diesem Jahr ca. 
630 DM mehr für Energie 
bezahlen     (DM      174,00 

Stromsteuer, DM 32,00 
EEG/KWK, DM 116,00 
Heizöl, DM 72,00 ÖPNV, 
Müllabfuhr etc., DM 
236,00 Ökosteuer auf 
Kraftstoffe). Und nun kom- 
men die Grünen  und die 

SPD-Fraktion und wollen 
eine Verdoppelung des 
KWK-Stromes. 

* EEG = Emeuerbare-En- 
ergie-Gesetz; KWK = Kraft- 
Wärme-Koppelung        UD 
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RAKETENABWEHR 

37.   MüNCHENER   SICHERHEITSKONFERENZ 

Rot-Grün verpasst die Chance 
zu einem vertieften Dialog 

Der Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Au- 
ßen- und Sicherheitspoli- 
tik, Friedbert Pflüger, hat 
sich besorgt über den Ver- 
lauf der 37. Münchener 
Konferenz für Sicher- 
heitspolitik geäußert. 

Während der Tagung 
hatte der amerikanische Ver- 
teidigungsminister Donald 
Rumsfeld klargestellt, dass 
die USA am Aufbau eines 
Nationalen Raketenabwehr- 
systems (National Missile 
Defense, NMD) festhalten 
werden. Diese Entscheidung 
wurde von der Bundesregie- 
rung skeptisch beurteilt. 
Pflüger kritisierte in diesem 
Zusammenhang, dass Schrö- 
der keinen konstruktiven 
Beitrag geleistet habe, um die 
„Gräben zu überwinden". 
Die Bundesregierung sei „je- 
der ernsthaften konzeptio- 
nellen Diskussion aus dem 
Weg gegangen". 

Friedbert Pflüger hob die 
große Diskussionsbereit- 
schaft der USA in Bezug 
auf die wirtschaftliche und 
technische Umsetzung des 
Raketenabwehrprogramms 
hervor. Die Beteiligung 
deutscher und anderer eu- 
ropäischer    Firmen,    bei- 

spielsweise im Bereich der 
Telekommunikation, werde 
ausdrücklich gewünscht. 
Statt sich auf einen Dialog 
mit dem Pentagon einzulas- 
sen, beschränke sich Vertei- 
digungsminister Scharping 
jedoch darauf, das Projekt 
von Moskau aus zu kritisie- 
ren. Pflüger bezeichnete es 
als einen „schweren Feh- 
ler", das Gesprächsangebot 
der Amerikaner nicht aufzu- 
greifen. 

Positiv wertete er den 
Vorschlag des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Merz, für 
eine „Allied Missile De- 
fense" (AMD) für die ge- 
samte Nato. Auch für diese 
Lösung seien die USA auf- 
geschlossen. 

Anschließend berichtete 
der Bundesfachausschuss- 
Vorsitzende über seine 
USA-Reise.    Neben    dem 

Programm zum Aufbau 
einer Nationalen Raketen- 
abwehr (NMD) habe er 
die Themen europäische 
Verteidigungspolitik, Nato- 
Osterweiterung und Kosovo 
angesprochen. Pflüger 
machte deutlich, dass es bei 
der europäischen Verteidi- 
gungspolitik nur um eine 
Stärkung des „europäischen 
Pfeilers in der Nato" gehen 
könne. Zugleich betonte er, 
dass dieses Ziel mit dem jet- 
zigen Verteidigungshaus- 
halt und der von Scharping 
geplanten Bundeswehrre- 
form nicht realisiert werden 
könne. 

Mit Blick auf die Nato- 
Osterweiterung plädierte 
Pflüger dafür, in einer ersten 
Runde 2002 die Staaten Slo- 
wakei, Slowenien, Rumä- 
nien und Bulgarien aufzu- 
nehmen. Er begrüßtedie Hal- 
tung der amerikanischen Re- 
gierung, sich nicht in einer 
unilateralen Maßnahme aus 
dem Balkan zurückzuziehen. 
Alle Schritte würden die 
USA gemeinsam und koor- 
diniert mit den Europäern 
tun. Insgesamt messe die 
neue Administration Europa 
in der Sicherheitspolitik eine 
zentrale Rolle bei. ÜD 
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BUNDESWEHRREFORM 

STANDORTSICHERUNG   BEI   DER   BUNDESWEHR 

CDU lehnt Scharpings Pläne der 
Haushaltskürzungen entschieden ab 

Am 29. Januar hat der 
Bundesminister der Vertei- 
digung, Rudolf Scharping, 
bekanntgegeben, 39 große 
und 20 kleinere Bundes- 
wehrstandorte schließen 
sowie in 40 Standorten das 
Personal erheblich reduzie- 
ren zu wollen. Hintergrund 
dieser Kürzungsentschei- 
dung ist die Absicht Schar- 
pings, die Bundeswehr- 
struktur von 340.000 auf 
etwa 285.000 Soldaten zu 
verringern. 

Auch die CDU verkennt 
nicht die Notwendigkeit, un- 
wirtschaftliche Kleinststand- 
orte zu schließen, um durch 
Rationalisierung und Opti- 
mierung der Betriebsabläufe 
Einsparungen zu erzielen. 
Dies bedeutet aber nicht, dass 
die Bundeswehr zum Stein- 
bruch des Haushalts der Bun- 
desregierung verkommen 
darf. Deshalb lehnt die CDU 
die zu weit gehenden Pläne 
des Verteidigungsministers 
für die Kürzungen im Vertei- 
digungshaushalt, beim Perso- 
nal und bei den Standorten ab. 

Die Standortentscheidung 
des Verteidigungsministers 
bringt für viele Soldaten und 
Zivilbedienstete der Bundes- 
wehr einen tiefen Einschnitt 

BESCHLUSS   DES 
BUNDESFACHAUS- 

SCHUSSES  AUSSEN- 
UND  SICHERHEITS- 

POLITIK VOM 
5.   FEBRUAR 

in ihre Lebensplanungen mit 
sich. Versetzungen und Um- 
züge in erheblichem Umfang 
sind unvermeidlich. Zudem 
stellt die Schließung von 
Standorten insbesondere für 
strukturschwache Regionen 
ein erhebliches Problem für 
die Wirtschaft und die sozia- 
len Strukturen vor Ort dar. 

Die Kürzungen beim Per- 
sonal, beim Verteidigungse- 
tat und damit auch bei den 
Standorten sind sicherheits- 
politisch nicht zu begründen. 
Die Zukunft der Bundeswehr 
wird lediglich an den Vorga- 
ben des Finanzministers, 
nicht aber an den sicherheits- 
politischen Notwendigkeiten 
ausgerichtet. Die rot-grüne 
Bundesregierung betreibt Si- 
cherheitspolitik nach Kassen- 
lage. In einer Zeit, in der die 
Bundeswehr vor wachsenden 
Aufgaben steht, verringert 
Scharping die Zahl der Solda- 
ten. Zunehmende Belastun- 

gen werden auf immer weni- 
ger Schultern vertei lt. Verant- 
wortliche Verteidigungspoli- 
tik darf sich aber nicht allein 
an den Vorgaben des Finanz- 
ministers orientieren, denn 
Sicherheit gibt es nicht zum 
Nulltarif. 
Deshalb fordert die CDU: 
• Der Verteidigungsetat 
muss auf die Haushalts- 
ansätze der letzten Mittelfri- 
stigen Finanzplanung der 
CDU-geführten Bundesre- 
gierung angehoben werden, 
d.h. ein moderater Aufwuchs 
der Mittel fürdie Bundeswehr 
auf 50 Mrd. DM bis zum 
Jahr 2003. Zudem ist eine 
Anschubfinanzierung von 
2 Mrd. DM für Modernisie- 
rung und Investitionen nötig. 
• Die Bundeswehr sollte 
nicht weniger als 300.000 
Soldaten umfassen, davon 
100.000 Wehrdienstleisten- 
de. Langfristig sollte die An- 
zahl der Zivilbediensteten der 
Bundeswehr ca. 100.000 be- 
tragen. 
• Unter diesen Vorausset- 
zungen ist auch der Erhalt der 
Großstandorte der Bundes- 
wehr möglich. Die Stationie- 
rung der Bundeswehr in der 
Fläche ist auch zukünftig zu 
gewährleisten. UD 
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AUFGELESEN 
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RECHENSCHAFT 

Kampagnenfähig 

Der Rechenschaftsbericht 
über Beitrags- und Spenden- 
einnahmen , den die CD U zum 
31. Dezember 1999 beim 
Bundestagspräsidenten ein- 
gereicht hatte, war unvoll- 
ständig. Es fehlten die 18 Mil- 
lionen Mark Auslandsgutha- 
ben der hessischen CDU, die 
schon seit vielen Jahren ver- 
heimlicht worden waren. De- 
ren Existenz offenbarte der 
hessische CDU-Politiker 
Kanther erst Mitte Januar. 
Daraus drehte der Bundes- 
tagspräsident den Christli- 
chen Demokraten umgehend 
einen Strick mit der Rückfor- 
derung von 41 Millionen 
Mark. Ob diese Forderung zu 
Recht besteht, wird erst in 
letzter Instanz - vermutlich 
vom Bundesverwaltungsge- 
richt-entschieden. Das Ber- 
liner Gericht hat die impul- 
sive Reaktion Thierses, die 
auch dem allgemeinen Erre- 
gungszustand über die Ma- 
chenschaften der einstigen 
Regierungspartei entsprang, 
erst einmal gestoppt. 

Die Befürchtung - bei 
manchen war es auch eine 
stille Hoffnung -, daß die 
CDU durch die Millionen- 
forderung in den Ruin ge- 
trieben werden könnte und 
als politische Gegenkraft 
ausfallen werde, hat sich 
überraschend schnell als 
übertrieben erwiesen. Mit 
einschneidenden Sparmaß- 
nahmen betrieb die Partei- 
führung die Sanierung, und 
die CDU-Mitglieder taten 
mit Sonderzuwendungen ein 
übriges, um ihre Partei im 
Wettstreit mit einer über üp- 
pige Geldquellen verfügen- 
den SPD kampagnenfähig 
zu halten. 

Frankfurter Allgemeine 

Richtig 

Es muss wie Balsam auf 
der Seele von Angela Merkel 
sein. Im tiefsten Tal der Trä- 
nen bekommt die CDU-Vor- 
sitzende vom Berliner Ver- 
waltungsgericht Recht und 
41 Millionen Mark Staats- 
zuschuss zugesprochen. 
Nach dem Umfragetief, dem 
peinlichen Streit um die 
Rentenkampagne und dem 
Chaos in der Sachsen-CDU 

endlich mal eine gute Nach- 
richtfür die Partei. 

Die Richter haben Recht: 
Es ist wahrlich nicht Auf- 
gabe des Parlamentspräsi- 
denten, eine „moralische 
Beurteilung über die Rich- 
tigkeit des Rechenschaftsbe- 
richtes" abzugeben. Das 
Urteil ist eine schallende 
Ohrfeige für Thierse, der 
sich .selbst gern zum Gewis- 
sen der Nation erhebt. Der 
überparteiliche Präsident 
hat in diesem Fall offen- 
sichtlich nach dem Partei- 
buch geurteilt. Bild 

R E N T E N R E F 0 R M 

Poker um Milliarden 

Nach Berechnungen des 
nordrhein-westfälischen 
Finanzministeriums wird 
die Förderung der privaten 
Altersvorsorge im Rahmen 
der Rentenreform teurer als 
geplant. Angeblich hätte 
sich das Bundesfinanzmini- 
sterium kapital verrechnet, 
heißt es in Düsseldorf. Ber- 
lin hält dagegen und wittert 
Verschwörung. Motto: 
Wenn s ums Geld geht, hört 
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AUFGELESEN 

Gründungslahrio'" 
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die Freundschaft auf. Auch 
unter Genossen. 

Tatsächlich geht es um 
gewaltige Summen. Da 
wären zum einen die Milli- 
arden , die der Bund im Spar- 
paket den Ländern zuge- 
schoben hat. 

Ferner drohen gewaltige 
Einnahmeausfälle durch die 
Steuerreform. Eher unfrei- 
willig haben sich die Länder 
zudem an der Finanzierung 
des Entlastungspaketes zum 
Ausgleich der hohen Öl- 
preise beteiligen müssen. 
Nun reichts's.        Die Welt 

CDU-Ortsverband 
Wolgast sucht 
Bürgermeister 

In der Stadt Wolgast (ca. 
14.000 Einwohner) im Land- 
kreis Ostvorpommern ist 
zum 13. Juli die Stelle der/des 
hauptamtlichen Bürgermei- 
sterin/Bürgermeisters neu zu 
besetzen. Amtszeit: 7 Jahre. 
Die Besoldung erfolgt nach 
Besoldungsgruppe A 15 ent- 
sprechend Kommunalbe- 
soldungsordnung. Daneben: 
Aufwandsentschädigung bis 
zu den Höchstsätzen der 
landesrechtlichen Vorschrift. 
Die Kommunalverfassung 
legt fest, dass der/die Bürger- 

BUNDESWEHR 

Wachsende Distanz 

Jetzt werden die Auswir- 
kungen der Bundeswehrre- 
form erstmals auch draußen 
im Land spürbar. Die Verrin- 
gerung der Standorte und der 
komplette Abzug aus man- 
chen Regionen stehen sym- 
bolhaft für die schwächer 
werdende Verfechtung der 
Gesellschaft und ihrer Ar- 
mee. Mit der Entfernung, die 

meister/in erstmalig in allge- 
meiner, unmittelbarer, freier, 
gleicher und geheimer Wahl 
nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt wird. 
Wählbar ist, wer Deutscher 
im Sinne des Grundgesetzes 
oder Unionsbürger ist, am 
Wahltag das 18. Lebensjahr, 
aber noch nicht das 58. voll- 
endet hat, die übrigen Voraus- 
setzungen für die Ernennung 
zum Beamten auf Zeit nach 
dem Landesbeamtengesetz 
erfüllt, nicht von Wahlrecht 
und Wählbarkeit ausge- 
schlossen ist, nicht von einem 
Gericht im Disziplinarverfah- 
ren zur Entfernung aus dem 

ein wehrpflichtiger „Staats- 
bürger in Uniform " bis zum 
Kasernentor zurückzulegen 
hat, wächst die psychologi- 
sche Distanz zu einer Institu- 
tion, die aus guten Gründen 
bis in die Winkel Deutsch- 
lands hinein wahrnehmbarer 
Teil des öffentlichen Lebens 
sein sollte und es auch war. 
Die gesellschaftspolitischen 
Vorstellungen, die bei frühe- 
ren Bundeswehrreformen 
ähnliches Gewicht hatten wie 
Bedrohungsanalysen, sind 
jedoch weitgehend verblaßt. 

Frankfurter Allgemeine 

Dienst oder zur Aberkennung 
des Ruhegehaltes rechtskräf- 
tig verurteilt worden ist. 
• Die Wahl findet am 6. Mai 
statt. Spätester Termin für die 
Einreichung eines Wahlvor- 
schlages: 2. April. 
• Bewerbungen mit Lebens- 
lauf, Lichtbild, Nachweise 
über den Bildungsweg, den 
bisherigen Tätigkeiten sind 
unter Angabe des Kennwor- 
tes „Bewerbung Bürgermei- 
ster" bis zum 5. März (keine 
Ausschlussfrist) an die Stadt 
Wolgast, Gemeindewahllei- 
ter, Burgstr. 6,17438 Wol- 
gast zu richten. Auslagen 
werden nicht erstattet. 
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'CDU   RHEINLAND-PFALZ 

CHRISTOPH   BOHR: 

Wir setzen auf Sieg 
Bei der Mainzer CDU- 
Klauswtagung sind Sie 
zusammen   mit  Bundes- 
chefin Angela Merkel sehr 
kämpferisch aufgetreten. 
Ist   das   Zweckoptimis- 
mus? Oder ist die CDU 
jetzt durch ihr Stimmungs- 
tief der letzten Monate de- 
finitiv durch? 

Bohr: Also nach meinem 
Eindruck liegen wir derzeit 
Kopf an Kopf mit der SPD. 
Was mich sehr zuversicht- 
lich stimmt, ist einfach die 
Tatsache, dass die Partei 
wieder geschlossen ist. Das 
war lange nicht so. Und sie 
ist nicht nur geschlossen, 
sondern  auch  mobil.  Das 
heißt, sie ist kämpferisch 
und entschlossen. Und es ist 
die halbe Miete, wenn die ei- 
gene Anhängerschaft einen 
Wahlerfolg  für  realistisch 
hält. 

Nach den jüngsten Um- 
fragen   liegt   Minister- 
präsident Kurt Beck in 
der   Beliebtheit    aller- 
dings weit vor Ihnen. Wie 
wollen Sie da den Boden 
gutmachen in den näch- 
sten Wochen? 

Bohr:   Da   muss   ich   gar 
nichts   gutmachen.    Mein 
Ehrgeiz ist, die Wahl zu ge- 
winnen. Ich will nicht am 25. 
März  die   Wahl   verloren. 

rfr/y 

aber in der Sympathieskala 
mit dem Herrn Beck gleich- 
gezogen haben. 

Ist   es   denn   nicht  so, 
dass Wahlen zunehmend 
durch    Personen    und 
Image entschieden wer- 

den? 
Bohr: Das werden wir se- 
hen. Da bin ich anderer Mei- 
nung. Das ist ja keine Land- 
ratswahl oder Oberbürger- 
meisterwahl,  sondern hier 
geht es um wichtige inhaltli- 
che Fragen - etwa das Ver- 
halten   in  der  BSE-Krise, 
eine mittelstandsfeindliche 
Steuerreform,    die    Öko- 
steuer und Gesundheitspoli- 
tik. Und in Rheinland-Pfalz 
auch um die Bildungspoli- 
tik, den Straßenbau und die 
innere Sicherheit. 

Mit welchem Themen 
will sich die CDU inhalt- 
lich im Wahlkampf profi- 

lieren? 
Bohr: Nach wie vor mit der 
Bildungspolitik. Das ist ja 

ein Thema, das uns seit Jah- 
ren beschäftigt und das jetzt 
endlich öffentliche Auf- 
merksamkeit findet. 

Da ist die SPD nun böse 
gestolpert mit Ihrem Vor- 
schlag der Ganztagsschu- 
len, weil kein Mensch be- 
greift, warum man den vier- 
ten Schritt vor dem ersten 
tut. In Rheinland-Pfalz feh- 
len rund 1.000 Lehrer, und 
selbst die volle Halbtags- 
grundschule geht am Krück- 
stock, weil nicht genügend 
Lehrer für die Betreuung da 
sind. 

Dann haben wir selbst- 
verständlich das Thema in- 
nere Sicherheit. Nach der 
Serie der Ausbrüchen von 
Häftlingen aus rheinland- 
pfälzischen Justizvollzugs- 
anstalten ist das ein Thema 
in der Bevölkerung, das wir 
nicht ignorieren können. 

Und auch die BSE-Krise 
ist    ein    landespolitisches 
Thema, bei dem nun gar 
nichts passiert. Die Bauern 
fühlen sich völlig im Stich 
gelassen, der ganze Berufs- 
stand kämpft ums Überle- 
ben. Und alle, die politisch 
damit zu tun haben, tauchen 
in der Versenkung ab. 

BSE oder die Schließung 
von   Bundeswehrstand- 
orten ist ja eindeutig ein 
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STELLENANZEIGE 

Herunterbrechen von 
Bundespolitik auf die 
Landesebene. 

Bohr: Wir greifen die The- 
men auf, die Interesse bei den 
Wählerinnen und Wählern 
finden. So wird die Renten- 
reform und die Tatsache, 
dass die Beiträge steigen 
werden und das Niveau ab- 

DDP-INTERVIEW 
MIT  DEM   SPITZEN- 
KANDIDATEN   DER 

CDU  BEI  DER 
LANDTAGSWAHL IN 
RHEINLAND-PFALZ 

AM   25.   MÄRZ 

gesenkt wird, eine Frage 
sein, die sowohl den heutigen 
als auch den zukünftigen 
Rentner interessiert. Und 
dann kann ja eine Opposition 
- Wahlkampf hin, Wahl- 
kampf her - nicht achtlos 
dran vorbei marschieren. 
Und die Bundeswehrreform 
ist neben der Bundespolitik 
auch ein landespolitisches 
Thema erster Güte. Denn wir 
haben 53 Standorte in Rhein- 
land-Pfalz, und wir werden 
nach deren Zukunft gefragt. 

Wie wahrscheinlich ist 
die Fortsetzung der sozi- 
alliberalen Koalition 
nach dem 25. März? 

Bohr: Ich glaube, dass es bei 
der FDP in Rheinland-Pfalz 
eine deutliche Präferenz 
gibt, die jetzige Koalition 

Die CDU-Fraktion im 
Rat der Stadt Dort- 

mund sucht für ihre Frak- 
tionsgeschäftsstelle eine/n 
junge/n und aktive/n 

Assistenten/in 
in Teilzeit (19,25 Stunden). 
Ihre Hauptaufgabe wird die 
Außen- und Innen-Darstel- 
lung der Arbeit der CDU im 
Rat und in den zwölf Be- 
zirksvertretungen sein. Da- 
zu werden Sie die Initiativen 
der Arbeitsgruppe „Dialog 
für Dortmund" praktisch 
umsetzen, Veranstaltungen 
organisieren, Flugblatt- und 
Broschürenveröffentlich- 
ungen vorbereiten, Internet- 
seiten gestalten und die Ge- 
schäftsführung des Arbeits- 
kreises übernehmen. 
Sie werden auch verant- 
wortlich sein für die Betreu- 
ung derehrenamtlich tätigen 
Ratsmitglieder und Bezirks- 
vertreter in Dortmund. Hier 
beraten sie die Mandatsträ- 
ger durch Quellenrecherche, 
Erstellung von Antragsent- 
würfen und Redebeiträgen 
sowie die Organisation und 
Begleitung bei Terminen 
vor Ort und Bürgern. 

fortzusetzen. Und wenn 
rechnerisch diese Möglich- 
keit auch nach der Wahl ge- 
geben ist, wird sie das wohl 
auch tun. Wenn dies nicht 
der Fall sein sollte, muss es 
für die CDU das Wahlziel 

Zur Erfüllung dieser verant- 
wortungsvollen     Tätigkeit 
weisen Sie sowohl bereits Er- 
fahrungen in journalistischen 
Darstellungsformen als auch 
in   der   wissenschaftlichen 
Arbeit nach. Der Umgang 
mit Computer (MS-Office), 
Scanner, Internet und Kopie- 
rer ist für Sie kein Problem. 
Von Vorteil ist es, wenn Sie 
in der Lage sind, eigene 
Internetprogrammierungen 
vorzunehmen. Sie identifi- 
zieren sich mit den Zielen der 
CDU und sind bereit, auch 
zu unterschiedlichen Zeiten 
teamorientiert zu arbeiten. 
Wir bieten Ihnen neben der 
Dotierung ihrer Arbeit ange- 
lehnt an  BAT IV b über- 
durchschnittliche   zusätzli- 
che Leistungen, ein aufge- 
schlossenes junges  Mitar- 
beiterteam und die Mögl ich- 
keit, sich und ihre Fähigkei- 
ten zu präsentieren. 
Bitte senden Sie ihre Be- 
werbung bis zum 28. Fe- 
bruar an: CDU-Fraktion 
im Rat der Stadt Dort- 
mund, Herrn GF Jürgen 
Focke, Friedensplatz 1, 
44135 Dortmund. 

sein, eine strategische 
Mehrheit zu formieren, ge- 
gen die keine Regierung ge- 
bildet werden kann. Ich 
glaube, dass die FDP dann 
nicht lange braucht, um sich 
neu zu orientieren. UD 
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1 Ö FFE NTLICHKEITSARBEIT 

Unser Dank für Ihr Vertrauen 
Ehrenabzeichen 

Bestell-Nr. 0237    alle Ehrenabzeichen werden 
Ehrenabzeichen/Gold    mit Etui geliefert 

für 50jährige CDU-Mitgliedschaft 
10 Expl.: 17,50 DM (8,95 EURO) 

Bestell-Nr. 0235 
Ehrenabzeichen/Silber 

für 40jährige CDU-Mitgliedschaft 
10 Expl.: 17,50 DM (8,95 EURO) 

Bestell-Nr. 0233 
Ehrenabzeichen/Bronze 

für 25jährige CDU-Mitgliedschaft 
10 Expl.: 17,50 DM (8,95 EURO) 

Urkunden 

CDU 
Für engagierte Mitarbeit in der 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
und für treue Verbundenheit 

in        Jahren 

danken wir unserem verdienten Mitglied 

(L(*CA   \sidL 

Knirrortineadeir) 

Bestell-Nr. 0396 
„25 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde DIN A4 
50 Expl.: 15,00 DM (7,67 EURO) 

Bestell-Nr. 0644 
„40 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde D1N A4 
50 Expl.: 15,00 DM (7,67 EURO) 

Bestell-Nr. 0071 
„50 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde DIN A4 
50 Expl.: 15,00 DM (7,67 EURO) 

Bestell-Nr. 0097 
„ohne Jahresangabe" 
Urkunde DIN A4 
50 Expl.: 15,00 DM (7,67 EURO) 

Bestell-Nr. 0449 
„für besondere Verdienste" 
Urkunde DIN A4 
50 Expl.: 15,00 DM (7,67 EURO) 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Was Rot-Grün mit Ihrer Altersvorsorge vorhat 

Scheckheft „Rente" 

Bestell-Nr. 5726 
100 Expl.: 30,00 DM 
(15,34 EURO) 

• PMWW M •»• Mdlünltlgm und 

* trmtQW torm***m ohne RfefcltN md Wkntt a 
« ml pü* .[tilin^offn- WM« *W •> Kfl «mm* und ••W fcxi-W»»n tut ** » 

Gerade für Frauen ist vielfach „der 
SÄSlltersarmut programmiert" 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerioh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann .de 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

1. Familien-Falle: 
Allein stehende Gutverdiener wer- 
den beim Aufbau der privaten 
Altersvorsorge bevorzugt - ein 
Single mit 8.000 DM Brutto-Ein- 
kommen im Monat erhält mehr 
vom Staat als eine Normalverdie- 
ner-Familie mit zwei Kindern. 

2. Eltern-Falle: 
Mütter und Väter, deren Kinder 
vor 1992 geboren wurden, gehen 
leer aus - ihre Erziehungsleistung 
wird ihnen nicht besser aner- 

3. Frauen-Falle: 
Frauen müssen in die private Al- 
tersvorsorge mehr einzahlen als 
Männer - wenn sie im Alter den 
gleichen Ertrag haben wollen. 

4. Witwen-Falle: 
Die Witwenrenten für die jüngere 
Frauengeneration werden von der 
Rentenentwicklung abgekoppelt - 
langfristig das AUS für die Witwen- 

5. Leistungs-Falle: 
Vorgesehen ist eine Renten-Grund- 
sicherung für alle - mehr Leistung 
führt dann nicht unbedingt auch 
zu mehr Rente 

Vorsorge-Falle: 
Viele Menschen müssen bei der 
privaten Zusatzvorsorge bei Null 
anfangen - bestehende Verträge 
wie Lebensversicherungen werden 
fast alle nicht gefördert. 12 

FALLEN DER 
SCHRÖDER- 

RENTE. 
6. Spar-Falle: 

Bei der Berechnung von Hinter- 
bliebenenrenten sollen Erträge 
aus Ersparnissen (bis auf jene 
aus der staatlich geförderten pri- 
vaten Vorsorge) angerechnet wer- 
den - wer also rechtzeitig spart, 
der wird   davon   künftig wenig 

. Erbschafts-Falle: 
Häuser und Wohnungen werden 
wohl nur in Ausnahmefällen als 
Privatvorsorge gefördert - wenn 
z.B. der Besitzer seine Immobilie 
im Gegenzug für die Rentenzah- 
lung einer Bank überträgt. 

9. Bürokratie-Falle: 
Der Bund der Steuerzahler rech- 
net mit 3.000 neuen Beamten - 
um auf die Einhaltung der neuen 
Vorschriften bei der Förderung der 
privaten Zusatzrente zu achten. 

10. Jugend-Falle: 
Die Beiträge zur Rentenversiche- 
rung werden startler steigen und 
die späteren Renten niedriger 
sein, als die Regierung behaup- 
tet - die Schröder-Rente ist eine 
Milchmädchen-Rechnung. 

11. Verfassungs-Falle: 
Schröder will die .Reform" jetzt 
durchpeitschen - obwohl das 
Bundesverfassungsgericht wahr- 
scheinlich im Sommer über die 
Rentenbesteuerung entscheidet. 

12. Rentner-Falle: 
Im letzten Jahr gab es die verspro- 
chene Rentenerhöhung nicht - und 
auch bei der .Rentenreform" wird 
nichts aus der angekündigten 
Rückkehr zur Nettolohnanpassung. 

CDU 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-Medienzentruni 
bestellt werden. 


